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Defizite bei der Bewältigung der Finanzkrise
2008/2009 und ihrer Folgen

Henrik Scheller

Die politische Bewältigung der Finanz-
und Wirtschaftskrise 2008/2009 und ih-
rer bis heute nachwirkenden Folgen un-
terscheidet sich in mancherlei Hinsicht
deutlich von der Finanz- und Haus-
haltspolitik in „Normalzeiten“. Entge-
gen der sonst landläufigen Klage über
die Schwerfälligkeit der Entscheidungs-
prozesse von Bund und Ländern wur-
den in den vergangenen drei Jahren im-
mer wieder umfangreiche Gesetzespa-
kete in jeweils kürzester Frist von Bun-
destag und Bundesrat verabschiedet,
um die Auswirkungen der Finanz- und
Wirtschaftskrise fiskalpolitisch abzufe-
dern. Jenseits der normativ hoch aufge-
ladenen Frage, ob der Staat überhaupt
lenkend ins volkswirtschaftliche Gesche-
hen eingreifen sollte, sind es vor allem
die Governanceprozesse selber und ihre
Folgen für die parlamentarische Demo-
kratie, die von besonderem Interesse
sind. Dies umso mehr, da das finanzielle
Gesamtvolumen der hier in Rede stehen-
den Gesetze inzwischen rund 800 Mrd.
Euro umfasst.

Es ist die besondere Art dieser Ge-
setzgebungsprozesse in Verbindung mit
den absehbaren fiskalischen und insti-
tutionellen Langzeitfolgen für Bund
und Länder, die die Frage nach der Le-
gitimität des Verfahrens aufwerfen.
Denn eines ist in den letzten Monaten

offenkundig geworden: In der Bundes-
republik fehlt es an einem Verfahren
für die Bewältigung solcher Krisen. In
dieser schwersten Finanz- und Wirt-
schaftskrise seit der „Great Depression“
hat der ausgeprägte „Exekutivfödera-
lismus“ bundesdeutscher Prägung gra-
vierende Verfahrensdefizite aufgrund
einer permanenten Überdehnung beste-
hender Abstimmungsmechanismen zu
Tage treten lassen. Denn auch wenn die
politischen Rettungsmaßnahmen viel-
fach mit einem Verweis auf die unaus-
weichlichen ökonomischen Handlungs-
notwendigkeiten als „alternativlos“ und
„unabdingbar“ gerechtfertigt werden, so
sind die mittel- und langfristigen Folgen
nicht nur für die Legislative, sondern
auch für das föderale Gefüge von Bund
und Ländern gravierend. Auch der Ver-
gleich mit anderen Bundesstaaten, wie z.
B. den USA und Kanada, belegt, dass ei-
ne deutlich stärkere Einbeziehung der
parlamentarischen Haushaltsgesetzgeber
sowie der Fachverwaltungen der Länder
in entsprechende Verfahren durchaus
möglich wären. Die vom Gesetzgeber
verabschiedeten Maßnahmen werden in
ihrer Summe eine Vertikalisierung der
föderalen Finanzbeziehungen befördern.
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Finanzmarkt-
stabilisierungsgesetz

Einen ersten Höhepunkt der weltweiten
Finanz- und Wirtschaftskrise bildete die
Insolvenz der amerikanischen Invest-
mentbank Lehman Brothers am 15. Sep-
tember 2008. Aufgrund der internatio-
nalen Finanzmarktverflechtungen mach-
ten sich entsprechende Folgewirkungen
rasch bei europäischen Bankhäusern und
Immobilienfinanzierern bemerkbar. In
der Bundesrepublik benötigte Ende
September 2008 die Hypo Real Estate
(HRE) als erste Bank eine dringende Fi-
nanzspritze, um die unmittelbar drohen-
de Zahlungsunfähigkeit abzuwenden.
Nachdem die Finanzminister der G-7-
Staaten eine konzertierte Aktion zur
Stützung der internationalen Finanz-
märkte beschlossen hatten, wurde in der
Bundesrepublik das „Gesetz zur Umset-
zung eines Maßnahmenpakets zur Stabi-
lisierung des Finanzmarktes (Finanz-
marktstabilisierungsgesetz – FMStG)“
verabschiedet.1 Dieses wurde innerhalb
von nur drei Tagen von Bundestag und
Bundesrat beschlossen und trat bereits
am 18. Oktober 2008 in Kraft.

Kern dieses Gesetzes bildete die Er-
richtung des Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds zum Zwecke „der Stabilisie-
rung des Finanzmarktes durch Über-
windung von Liquiditätsengpässen und
durch Schaffung der Rahmenbedingun-
gen für eine Stärkung der Eigenkapital-
basis“ von betroffenen Finanzinstituten.
Zu diesem Zweck wurde ein Sonder-
vermögen des Bundes errichtet. Dieses
umfasst ein Volumen von 100 Mrd. Eu-
ro, das außerhalb des Bundeshaushalts
geführt wird und sich damit der Kon-
trolle des parlamentarischen Haushalts-
gesetzgebers entzieht. Die gesamtstaat-
liche Verschuldung erhöhte sich damit
schlagartig von 1,577 auf 1,694 Billio-
nen Euro.

Das Finanzmarktstabilisierungsge-
setz verdeutlicht wie kein zweites Ge-
setz, wie sehr das finanzpolitische Kri-
senmanagement durch die Exekutive

dominiert wird. Angesichts der Kürze
des Verfahrens, der Komplexität der
Materie sowie der finanziellen Lang-
zeitfolgen des Gesetzes kann bezweifelt
werden, ob den „verfassungsrechtlichen
Rechte(n) der Abgeordneten, die aus ih-
rem in Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG veran-
kerten repräsentativen Status folgen“,
hinreichend Rechnung getragen worden
ist. Denn diese „umfassen nicht nur das
Recht, im Deutschen Bundestag abzu-
stimmen (…), sondern auch das Recht
zu beraten (…). Grundlage einer sinn-
vollen Beratung muss dabei eine hinrei-
chende Information des Abgeordneten
über den Beratungsgegenstand sein“,
wie das Bundesverfassungsgericht in
einem anderen Kontext unmissver-
ständlich festgestellt hat.2

Die Verwaltungsstruktur, die das Fi-
nanzmarktstabilisierungsgesetz begrün-
det hat, ist unübersehbar exekutivisch
geprägt. Die eigentliche Tragweite wird
dabei erst durch das Volumen offen-
kundig, mit dem der Fonds ausgestattet
wurde. Denn mit rund 500 Mrd. Euro
umfasste der gesamte Kredit- und
Bürgschaftsrahmen des aufgespannten
Rettungsschirms fast das doppelte Vo-
lumen des Bundeshaushalts 2008. Mit
dieser einmaligen Kreditermächtigung,
die in der Geschichte der parlamentari-
schen Haushaltsgesetzgebung der Bun-
desrepublik ohne Beispiel ist, hat der
Bund eine enorme finanzielle Verfü-
gungsmacht erhalten. Zur langfristigen
Refinanzierung wird er deshalb auf zu-
sätzliche Ressourcen angewiesen sein,
die er auch bei den Ländern einfordern
dürfte.

Mit dem Finanzmarktstabilisierungs-
gesetz ist nicht nur das Bundesministe-
rium der Finanzen und damit der Bund
als Ganzes gestärkt worden. Vielmehr
sah das Gesetz die Schaffung einer
„Bundesanstalt für Finanzmarktstabili-
sierung“ vor. Diese wird durch einen
Leitungsausschuss geführt, der mit Ver-
tretern des Bankensektors besetzt wur-
de. Diese prominente Einbeziehung von
Vertretern der Branchen, die die Krise



Defizite bei der Bewältigung der Finanzkrise 2008/2009 und ihrer Folgen    307

maßgeblich mit verursacht bzw. ver-
schärft haben, zählt zu den zweischnei-
digsten Merkmalen des finanzpoliti-
schen Krisenmanagements. Noch pi-
kanter war, dass eine spätere Novellie-
rung des Finanzmarktstabilisierungsge-
setzes im Auftrag des Bundesfinanzmi-
nisteriums von einer Anwaltskanzlei
ausgearbeitet wurde – und damit von
einem privaten Beratungsunternehmen,
das eine ausgeprägte Affinität zu den
Akteuren der betroffenen Finanzbran-
che aufwies.

Das Finanzmarktstabilisierungsge-
setz steht beispielhaft für das Dilemma,
dem der Gesetzgeber seit Ausbruch der
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/
2009 immer wieder begegnet: Mit Ver-
weis auf den Faktor Zeit sowie die Sen-
sitivität der weltweit vernetzten Finanz-
märkte, werden wichtige Mechanismen
der parlamentarischen Qualitätssiche-
rung im deutschen Bundesstaat immer
wieder kurzfristig und ohne nennens-
werten Widerstand ausgehebelt. Als
Begründung dafür wird parteiübergrei-
fend die rhetorische Figur der „Alter-
nativlosigkeit“ und der „systemischen
Dimension“ angeführt. Nicht nur diese
Argumentationsmuster sind Ausdruck
einer „Simplifizierungsstrategie“.3 Auch
die haushaltstechnischen Konstruktio-
nen, die z. B. zur Abwicklung des Fi-
nanzmarktstabilisierungsfonds in Form
eines Sondervermögens gewählt wur-
den, dienen letztlich dazu, die Dimensi-
on der eingegangenen Verbindlichkei-
ten verbal zu minimieren. Die Grund-
sätze der Parlamentsöffentlichkeit und
der Haushaltstransparenz werden durch
solche Formen der „kreativen Buchfüh-
rung“ allerdings beschnitten.

Konjunkturpaket I

Im Gegensatz zu anderen OECD-Staa-
ten stemmte sich die Bundesregierung
lange gegen konjunkturstabilisierende
Maßnahmen als Antwort auf die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise. Neben dem

parteipolitischen Grundsatzstreit über
die Frage „wirtschaftsliberale Ange-
botsorientierung“ versus „nachfrageori-
entierte Konjunkturpolitik“ nährte vor
allem das nur schwer prognostizierbare
Ausmaß der Krise die Befürchtungen
vor unabsehbaren Kosten für die öffent-
liche Hand. Ein weiterer Grund für die-
se Zurückhaltung waren die bereits
2006 aufgenommenen Beratungen zur
Reform der Verschuldungsregeln des
Grundgesetzes. Die in der Föderalis-
muskommission II diskutierten Mecha-
nismen zur restriktiven Begrenzung der
öffentlichen Kreditaufnahme vertrugen
sich nur schwer mit den Forderungen
nach milliardenschweren Konjunktur-
hilfen.

Nichtsdestotrotz wurde im Dezember
2008 das „Konjunkturpaket I“ mit ei-
nem Gesamtvolumen von 31,11 Mrd.
Euro auf den Weg gebracht. Als zen-
trale Begründung wurde im Gesetz an-
geführt, dass es „das Vertrauen von
Bürgern und Unternehmen in die so-
ziale Marktwirtschaft zu bewahren“
gelte.4 Zu den Bestandteilen des aus
diesen beiden Maßnahmenpaketen be-
stehenden „Konjunkturpakets“ zählten
weniger direkte Investitionen als viel-
mehr diverse Steuerentlastungen und
eine Senkung der Sozialversicherungs-
beiträge. Auch wenn die Regierungs-
fraktionen in der Gesetzesbegründung
darauf verwiesen, dass sich das Gesetz
„nahtlos in die Gesamtstrategie der Bun-
desregierung“ einordne und in einem
„Gesamtzusammenhang“ zu betrachten
sei, so weckt die Vielfalt und Verschie-
denartigkeit der beschlossenen Maß-
nahmen, deren zeitliche Befristung so-
wie die Kürze des gesamten Verfahrens
gewisse Zweifel, dass neben der Not-
wendigkeit von kurzfristigen Krisenre-
aktionsmaßnahmen auch langfristig ko-
härente Ziele verfolgt wurden. Denn
von den diversen Einzelmaßnahmen
profitierten nicht nur unterschiedliche
Bevölkerungsgruppen. Vielmehr wur-
den auf diese Weise auch divergierende
Interessen der drei Koalitionspartner
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sowie der verschiedenen Ressorts be-
friedet.

Durch einen Verfahrenstrick umging
die Bundesregierung bei der Verab-
schiedung des Konjunkturpakets I das
Recht des Bundesrates, innerhalb von
sechs Wochen Stellung zu Vorlagen der
Bundesregierung nehmen zu dürfen.
Zudem entfiel damit für die Bundesre-
gierung die Pflicht zur vorgeschalteten
Anhörung der Länder und der kommu-
nalen Spitzenverbände. Bei einer ge-
schätzten Gesamtbelastung durch Steu-
ermindereinnahmen in Höhe von 6,63
Mrd. Euro für die Länder und 5,23
Mrd. Euro für die Gemeinden in den
Jahren 2009 bis 2013, lagen die Vor-
teile dieser zeitsparenden Umgehungs-
strategie aus Sicht der Bundesregierung
durchaus auf der Hand.5 In der Konse-
quenz ging mit dieser Verkürzung des
Verfahrens eine Informalisierung ein-
her: Aus vermeintlichen Zeitgründen
wurde die Parlamentsöffentlichkeit und
der entsprechend Fachdiskurs beschnit-
ten. Eine öffentliche Expertenanhörung
– wie sonst bei nahezu allen finanz- und
steuerpolitischen Gesetzgebungsvorha-
ben üblich – sowie die Beratung in den
Fachverwaltungen der Länder fanden
nicht statt. Zudem fiel das parlamentari-
sche Verfahren zum Konjunkturpaket I
genau in die Woche, in der die ohnehin
zeitaufwändigen und komplexen Bera-
tungen zum Bundeshaushalt 2009 auf
der Tagesordnung des Bundestages
standen. Die Zeiten für die öffentlichen
Plenardebatten mussten deshalb zusätz-
lich beschnitten werden.

Konjunkturpaket II

Bereits in den parlamentarischen De-
batten zum Konjunkturpaket I wurden
Forderungen nach einem weiteren Kon-
junkturpaket bzw. einer massiven fi-
nanziellen Aufstockung der bereits be-
schlossenen Maßnahmen laut. Eine
nicht unwesentliche Rolle spielte dabei
die Krise beim amerikanischen Auto-

bauer General Motors, die auch Aus-
wirkungen auf mehrere Standorte des
deutschen Tochterunternehmens Opel
hatte. Vor diesem Hintergrund wurde
nur einen Monat nach Inkrafttreten des
Konjunkturpakets I ein Entwurf für ein
„Gesetz zur Sicherung von Beschäfti-
gung und Stabilität in Deutschland“ in
den Bundestag eingebracht.6 Dieses
durchlief das parlamentarische Gesetz-
gebungsverfahren innerhalb von nur 20
Tagen. Das Konjunkturpaket II um-
fasste ebenfalls 15 Einzelmaßnahmen
mit einem Gesamtvolumen von 49,89
Mrd. Euro. Im Gegensatz zu seinem
Vorgängerprogramm lag der Schwer-
punkt dabei stärker auf direkten Inve-
stitionen und weniger auf Steuerentlas-
tungsmaßnahmen. Zu den Kernpunkten
zählten dabei u. a. die Errichtung eines
weiteren Sondervermögens zur Finan-
zierung von Zukunftsinvestitionen in
den Ländern und Kommunen und die
Einführung einer sogenannten „Um-
weltprämie“ – besser bekannt unter
dem Begriff „Abwrackprämie“, die der
befristeten „Ankurbelung des Neuwa-
genkaufs“ dienen sollte.

Noch mehr als bei seiner Vorgänger-
regelung standen einzelne Maßnahmen
des Konjunkturpakets II in einem
wechselseitigen Widerspruch zu einan-
der bzw. begründeten eine Abkehr von
Entscheidungen, die in den Jahren zu-
vor getroffen worden waren. Auch
wenn als übergeordnetes strategisches
Ziel immer wieder die Nachhaltigkeit
der ergriffenen Einzelmaßnahmen be-
tont wurde, so konnte das Gesetz doch
kaum verdecken, dass es vor allem auf
eine schnelle und möglichst unbürokra-
tische Abwicklung sowie die Erzielung
kurzfristiger konjunkturpolitischer Wir-
kungen ausgerichtet war. Während bei-
spielsweise die Investitionen im Rah-
men des Zukunftsinvestitionsgesetzes
vor allem auf energetische Sanierungs-
maßnahmen von Gebäuden gerichtet
waren – und damit einen Beitrag zur
Reduktion klimaschädlicher CO2-Em-
missionen leisten sollten – wurde die
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„Abwrackprämie“ zur Verschrottung
von Altautos eigenartiger Weise nicht
an spezifische Schadstoffausstoß-Nor-
men des zu kaufenden Neuwagens ge-
koppelt.

Nicht nur diese stark situationsge-
triebene Bereitschaft des Gesetzgebers
zu kurzfristigen Verfassungsänderun-
gen, sondern auch die besondere Art,
wie sich der Bundesrat in das Gesetz-
gebungsverfahren zum Konjunkturpa-
ket II einbrachte, werfen ein bemer-
kenswertes Licht auf die Eigenarten der
Finanz- und Haushaltspolitik in Krisen-
zeiten. Denn der Bundesrat machte zwar
– im Gegensatz zu früheren Verfahren –
von seinem Recht Gebrauch, sich zum
„Gesetz zur Sicherung von Beschäfti-
gung und Stabilität in Deutschland“ zu
äußern. Allerdings wurde in dem ent-
sprechenden Entschließungsantrag
merkwürdigerweise zunächst die Zu-
stimmung durch den Bundesrat emp-
fohlen, um dann zu betonen: „ (…) das
vom Deutschen Bundestag beschlosse-
ne Gesetz (stellt) teilweise Anforderun-
gen, die nach Auffassung des Bundes-
rates bei nächster Gelegenheit zu korri-
gieren sind“.7 Hintergrund dafür bildete
offenbar die Sorge der Länder, dass es
im Zuge der Umsetzung des Konjunk-
turpakets II zu einer drohenden Verti-
kalisierung der föderalen Finanzarchi-
tektur und einer damit verbundenen
Gewichtsverlagerung zugunsten des
Bundes kommen könnte. Denn die Um-
setzung des Konjunkturpakets sollte
zentral vom Bundesministerium der Fi-
nanzen gesteuert werden.

Fazit und Ausblick

Summa summarum fällt die finanzpoliti-
sche Bilanz der letzten Jahre seit Aus-
bruch der weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise in der Bundesrepublik ambi-
valent aus. Unter rein quantitativen Ge-
sichtspunkten ist die Zahl der extrem
komplexen und kostenträchtigen Gesetze,
die in kürzester Frist das mehrfach zum

Teil sehr stark beschnittene parlamen-
tarische Gesetzgebungsverfahren passiert
haben, Ausdruck einer beachtlichen Re-
aktionsfähigkeit und Flexibilität des po-
litischen Systems. Auch die – im Ver-
gleich zu anderen OECD-Staaten – of-
fenbar schnellere Überwindung der kri-
senbedingten Rezession in der Bundes-
republik sowie das Volumen der mit den
Maßnahmen zur Finanzmarkt- und
Konjunkturstabilisierung eingegangenen
Verbindlichkeiten stützen diese These. In
qualitativer Hinsicht bedarf es allerdings
einer differenzierteren Betrachtung die-
ser Gesetzgebungstätigkeit. Denn diese
Bilanz ist auch Ausdruck des ausgepräg-
ten Exekutivföderalismus in der Bundes-
republik, der in den vergangenen Mona-
ten – trotz der zeitgleichen Bemühungen
zur Reform des föderalen Systems ein-
schließlich einer Stärkung der Länder-
autonomie – einen deutlichen Schub er-
fahren hat.

Ein Indiz dafür ist das Tempo, mit
dem die Mehrzahl der Gesetze in den
vergangenen zweieinhalb Jahren, das
parlamentarische Gesetzgebungsverfah-
ren durchlaufen hat. Benötigen Ein-
spruchsgesetze normalerweise durch-
schnittlich 201 Tage und Zustimmungs-
gesetze 217 Tage von der Einbringung
bis zur Verkündung, so waren für die fi-
nanzmarktrelevanten Gesetze im Durch-
schnitt nur 17 Tage erforderlich.8 Dass
Quantität und Tempo im Ergebnis je-
doch keine Qualitätsgaranten sind, bele-
gen diverse handwerkliche Mängel die-
ser Gesetze. Die fortlaufenden gesetzge-
berischen Nachjustierungen, die durch
diese Art der Normsetzung immer wie-
der erforderlich wurden, waren auch ein
Grund für die Intransparenz der diversen,
zeitgleichen Verhandlungsprozesse, die
eigentlich schon aufgrund der Materie
hinreichend komplex waren. Hinzu ka-
men inhaltliche Inkonsistenzen und Un-
vereinbarkeiten mit geltendem Recht
sowie ein Mangel an strategisch langfri-
stigen Zielen dieser Gesetze. Der öffent-
liche Glaubwürdigkeits- und Vertrauens-
schwund des parlamentarischen Gesetz-
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gebers gegenüber der Exekutive und der
Judikative dürfte dadurch noch einmal
befördert worden sein. Legitimität und
öffentliche Akzeptanz leiden mit dem
immer längeren Fortdauern der Krise da-
bei umso mehr, je häufiger und selbst-
verständlicher der Verweis auf „not-
standsähnliche“ Verhältnisse als Recht-
fertigung für gesetzgeberisches Handeln
dient.9

Aber auch das Verhalten der Länder
in entsprechenden Verhandlungen ist
Ausdruck eines Wandels des eigenen
parlamentarischen Selbstverständnisses
im Bundesrat: einem Gesetz zu zu-
stimmen, um gleichzeitig seine Überar-
beitung durch den Bund zu fordern,
deutet entweder auf einen mangelnden
autonomen Gestaltungsanspruch oder ei-
nen faktischen Einflussverlust hin. Of-
fenbar ist es im Bund-Länder-Verhältnis
zu einer machtpolitischen Achsenver-
schiebung gekommen. Dabei muss in
Rechnung gestellt werden, dass es sich
bei der Finanz-, Steuer- und Haushalts-
politik um zentrale Politikfelder natio-
naler Politikgestaltung handelt und die
Verteilung der öffentlich verfügbaren
Ressourcen immer auch Auskunft über
die Machtverhältnisse zwischen den
Bundespartnern gibt.

Im Zuge der Finanz- und Wirt-
schaftskrise ist es auch zu Verschie-
bungen im Dreieck zwischen Legislati-
ve, Exekutive und Judikative gekom-
men. Durch die Dominanz der Exekuti-
ve und die Vertikalisierung der Finanz-
ströme, die in Form der „Anziehungs-
kraft des größten Etats“ auch in fiskali-
schen Normalzeiten immer latent gege-
ben ist, aber in der Krise aufgrund des
exogenen Schocks exzessiv provoziert
und ausgeschöpft wurde, ist das Parla-
ment gerade in verfahrensrechtlicher
und prozessualer Hinsicht geschwächt
worden.10 Bundestag und Bundesrat
haben dazu jedoch auch einen Gutteil
selber beigetragen. Dem aber nicht ge-
nug: Durch die Art und Weise ihres
Agierens in der Finanzkrise hat die
Bundesregierung das Misstrauen zwi-

schen Legislative und Exekutive ver-
stärkt. Denn die Kritik an der Missach-
tung der parlamentarischen Informa-
tions- und Kontrollrechte seitens der
Bundesregierung hat seit der Finanz-
und Wirtschaftskrise partei- und the-
menübergreifend erkennbar zugenom-
men. Dabei kommt dem Grundsatz der
Parlamentsöffentlichkeit gerade in Zei-
ten, in denen eine weltweite Krise in
weiten Teilen der Bevölkerung als dif-
fuse Bedrohung wahrgenommen wird,
eine besondere Bedeutung zu.

Letztlich begründet die Bundesregie-
rung mit ihrem an kurzfristigen Zielen
orientierten Krisenmanagement und der
Beschneidung der parlamentarischen Ein-
flussnahmemöglichkeiten auf das not-
wendige Mindestmaß ein grundlegendes
Dilemma, dessen Folgen mittel- und
langfristig auf sie selber zurückfällt. Denn
„der Staat“, der auf dem Höhepunkt der
letzten Krise – in der Wahrnehmung vie-
ler Beobachter – als „monolithische Ein-
heit“ und einzig verbliebene Instanz zur
Rettung der angeschlagenen Finanz-
marktakteure kraftvoll auftreten konnte,
zerfällt aufgrund der Selbstbescheidung
seiner eigenen parlamentarisch-legitima-
torischen Grundlagen zunehmend in in-
dividuell agierende Institutionen und Ein-
zelakteure. Dadurch wird seine Position
gegenüber den ohnehin flexibler agieren-
den Akteuren der international vernetzten
Finanzmärkte wieder geschwächt. Dies
dürfte auch zu einer weiteren Stärkung
der Judikative führen: Denn die Wah-
rung bzw. Wiederherstellung der föde-
ralen Autonomie muss dann immer öfter
über den Umweg des Bundesverfas-
sungsgerichts erfolgen.

Die „fiskalische Demokratie“ leidet
mithin nicht nur aufgrund der exorbi-
tanten Verbindlichkeiten, die im Zuge
der Finanz- und Wirtschaftskrise einge-
gangen wurden und mittel- und langfri-
stig die Gestaltungsspielräume des par-
lamentarischen Haushaltsgesetzgebers
massiv einschränken werden.11 Viel-
mehr sind es die Eingriffe in das parla-
mentarische Verfahren selber, die die
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Legitimität des Souveräns untergraben
und damit einen Beitrag zu seinem Ak-
zeptanzverlust leisten.

Zum Artikel

Bei dem vorliegenden Beitrag handelt
es sich um eine stark gekürzte Fassung
einer Analyse aus dem „Jahrbuch für
öffentliche Finanzen 2011“, das Henrik
Scheller zusammen mit Stefan Korioth,
Martin Junkernheinrich, Thomas Lenk
und Matthias Woisin herausgibt. Das
Jahrbuch ist eine gemeinsame Anstren-
gung von Autorinnen und Autoren der
einschlägigen Fachdisziplinen (Finanz-,
Politik- und Rechtswissenschaft) sowie
der Verwaltungspraxis – vor allem der
Landesfinanzverwaltungen. Mit  Schwer-
punkt auf der Haushaltswirtschaft der
Länder schließt es die Lücke zwischen
dem Finanzbericht des Bundes und dem
Gemeindefinanzbericht des Städtetages
durch eine unabhängige, wissenschaft-
liche Publikation von hoher Aktualität.
Die Fachbeiträge behandeln die aktuel-
len Kontroversen der föderalen Finanz-
politik. Mehrere Autoren widmen sich
kritisch den Entwicklungen auf EU-
Ebene, von der kaum bekannten Ver-
schuldungspraxis bis hin zu neuen eu-
ropäischen Koordinierungspflichten.
Die rasante Gesetzgebungspraxis zur
Finanzmarktstabilisierung wird ebenso
einer kritischen Analyse unterworfen
wie der Stabilitätsrat nach seinem ersten
praktischen Jahr. Fortgesetzt wird die
Diskussion um neuere Entwicklungen
in Haushaltsrecht und -praxis, um Be-
fugnisse des Bundesrechnungshofes in
den Ländern und zum Streit über die
Qualifizierungsoffensive. Die neu ein-
setzende Finanzausgleichsdiskussion
wird mit einem Beitrag zur Einnahmen-

autonomie der Länder und zu den Me-
thoden im Kommunalen Finanzaus-
gleich aufgegriffen.
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